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AGB, Informationsverbundsysteme und die Entbindung 
vom Bankgeheimnis 
Die Angabe von Zweck und Teilnehmerkreisen 
reicht nicht aus, um Kunden über die Teilnahme 
an einem Informationsverbundsystem (IVS) iSd § 4 
Z 13 DSG zu informieren. 

Eine Klausel, die die Entbindung vom Bankge­
heimnis zum Gegenstand hat, ist in AGB unzulässig, 
selbst wenn die Entbindung vom Bankgeheimnis an 
anderer Stelle gültig erfolgt. 

Der VKI beanstandete die Verwendung mehrerer Klau­
seln in den AGB der bekl DC Bank AG. Eine der Klau­
seln hatte die Obermittlung von Kundendaten zum Ge­
genstand. Mittels einer weiteren sollten Kunden die Bekl 
für die Datenübermittlungen vom Bankgeheimnis b~­
freien. 

Aus der Begründung: 
Die hier besprochenen Klauseln lauteten: 

1. "Sie stimmen ausdrücklich zu, dass wir sämtli­
che im Kartenauftrag angegebene Daten sowie Ihre 
Bonitätsdaten (Höhe der Verbindlichkeiten, Zah­
lungsverhalten, Mahnstufen etc) an Ihr kontoführen­
des Kreditinstitut, an die beim Kreditschutzverband 
von 1870 eingerichtete Kleinkreditevidenz und an 
die Warnliste sowie an Deltavista übermitteln. 
Zweck der Übermittlung ist einerseits die Feststel­
lung Ihrer Bonität und Ihrer Zahlungsdisziplin sowie 
die Durchführung eines allfälligen von Ihnen in Auf­
trag gegebenen Einziehungsauftrages zur Erfüllung 
der Zahlungsverpflichtung gemäß Punkt ( ... ) und 
anderseits die Verwahrung, Zusammenführung und 
Weitergabe dieser Daten an Kreditinstitute, Leasing­
gesellschaften, andere Finanzinstitute und Versiche­
rungsunternehmen zur Wahrung ihrer Gläubiger­
schutzinteressen. " 

2. "Wir sind eine Bank im Sinne des Bankwesen­
gesetzes und unterliegen den einschlägigen Bestim­
mungen, insbesondere dem Bankgeheimnis. Für die 
in [Klausel 1] genannten Fälle der Datenübermitt­
lung einschließlich der Übermittlung von Bonitäts­
auskünften durch das kontoführende Kreditinstitut 

an uns entbinden Sie uns und das kontoführende 
Kreditinstitut ausdrücklich vom Bankgeheimnis." 

Klausel 1 wurde als intransparent erachtet, da 
schon die Feststellung der in Frage kommenden Ad­
ressaten von Daten auf Schwierigkeiten stoßen werde, 
weil die Klausel als Zweck der Übermittlung "Ver­
wahrung, Zusammenführung und Weitergabe dieser 
Daten an Kreditinstitute, Leasing-Gesellschaften, an­
dere Finanzinstitute und Versicherungsunternehmen 
zur Wahrung ihrer Gläubigerschutzinteressen" an­
spreche. Damit sei für den Kunden nicht durchschau­
bar, an wen seine Daten letztlich weitergegeben wer­
den und welche Auswirkungen dies für ihn haben 
könne. Die Formulierung "zur Wahrung ihrer Gläu­
bigerschutzinteressen" verschaffe dem durchschnittli­
chen Kreditkartenkunden hierüber keinen hintei­
chenden Aufschluss. 

Klausel 2 wurde nicht nur als unzulässig erachtet, 
weil sie auf die intransparente Klausel 1 verwies. Da­
rüber hinaus stellte das OLG fest: "Eine wirksame 
Entbindung vom Bankgeheimnis setzt voraus, dass 
die Erklärung vom Kunden unterschrieben wird. 
Die Aufnahme einer solchen Klausel in Allgemeine 
Geschäftsbedingungen erweckt den irreführenden 
Eindruck, die Klausel werde bereits dadurch Ver­
tragsinhalt; sie ist daher als AGB-Klausel unzulässig. 
Auf den Umstand, dass eine derartige Erklärung an 
anderer Stelle allenfalls gültig abgegeben worden 
wäre, kommt es somit nicht an." 

Anmerkung: 
Klausel 1 sollte Kunden ua über die TeiLnahme der BekL 
an dem IVS Warnliste der Banken (WL) bzw der 
Kleinkreditevidenz (KKE) informieren. 

Banken (WL) sowie Kreditinstituten, kreditgeben­
den Versicherungsunternehmen und Leasingunterneh­
men (KKE) steht es frei, am jeweiligen IVS teilzuneh­
men. Daher kann sich die ZahL der Teilnehmer jeder­
zeit ändern. Jedoch düifen Teilnehmer nicht nach Be­
Lieben, sondern nur bei Vorliegen eines überwiegenden 
berechtigten Interesses auf im IVS gespeicherte Daten 

zugreifen. An wen Daten weitergegeben werden, kann 
zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses zwischen der 
Bekl und ihren Kunden nicht festgestellt werden. Dies 
hängt vom VerhaLten der Kunden ab, nämlich ob diese 
ihren Verbindlichkeiten nachkommen (WL) oder um 
weitere Kredite ansuchen (KKE). Die komplexe Syste­
matik dieser beiden IVS wurde schon vor vielen Jahren 
durch mehrseitige Genehmigungsbescheide mit verschie­
denen Auflagen durch die Datenschutzkommission 
grundsätzlich genehmigt. 

Dass Klausel 1 gegen das Transparenzgebot versto­
ßen soll, könnte in der Praxis weitreichende Folgen ha­
ben, da derzeit unklar bleibt, ob bzw wie Kunden übel' 
die Teilnahme an einem IVS korrekt informiert werden 
können.l) Das Zitieren des mehrseitigen Genehmi­
gungsbescheids der IVS - statt Nennung von Zweck 
(bei WL und KKE Gläubigerschutz und Risikomini­
mierung) und Teilnehmerkreisen - wird kaum zur Er­
höhung der Transparenz beitragen. 

Da - wie hinsichtlich Klausel 2 festgestellt wurde 
- die Aufnahme einer Klausel in (nicht unterzeich­
nete) AGB, welche die Entbindung vom Bankgeheim­
nis zum Gegenstand hat, selbst dann unzulässig ist, 
wenn die Entbindung vom Bankgeheimnis an anderer 
Stelle gültig eifolgt, sollte eine solche Klausel generell 
nicht - auch nicht "zur Sicherheit': als "Wieder­
holung" oder "der Vollständigkeit halber" - parallel 
zur separaten Unterzeichnung in AGB aufgenommen 
werden. 2) 
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1) Das Urteil ist nicht rechtskräfrig. 

2) Vgl die E 4 Ob 28/01 y, in der die Bekl diese Problematik bereits vor­

brachte, der OGH sich aber nicht weiter dazu äußerte, da die betref­

fende Klausel ohnehin gesetzwidrig war. 
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